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			Larreta wird neuer Bürgermeister 

			Konservativer gewinnt in der Hauptstadt knapper als erwartet
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			Horacio Rodríguez Larreta (l.) und Mauricio Macri. (Foto: AP)

			Buenos Aires (mc/dpa) - Deutlich knapper als erwartet hat Horacio Rodríguez Larreta die Stichwahl um das Bürgermeisteramt in Buenos Aires gewonnen. Der konservative Bewerber der Mitterechts-Partei PRO und sein Vize Diego Santilli erhielten 51,6 Prozent der Stimmen. Auf den eher sozialdemokratisch ausgerichteten Gegenkandidaten Martín Lousteau und dessen Vize Fernando Sánchez vom Mittelinks-Bündnis Eco entfielen 48,4 Prozent.

			Die Umfragen hatten Larreta indes einen komfortablen Sieg mit mindestens zehn Prozentpunkten Vorsprung vorausgesagt. Durch den zur Zitterpartie gewordenen Wahlabend erlitten die Präsidentschaftsambitionen von Larretas Parteifreund, dem bisherigen Bürgermeister Mauricio Macri, einen empfindlichen Dämpfer. 

			Im ersten Wahlgang hatte Larreta seinen Kontrahenten noch um mehr als 20 Prozentpunkte auf Distanz gehalten. Aber Lousteaus Aufholjagd war immens: Während er zwei Wochen zuvor noch 465.583 Stimmen (25,47 Prozent) auf sich vereinigen konnte, schaffte er es diesmal auf 806.057 Stimmen. Das ist eine Verbesserung um 340.474 Stimmen. Offenbar schenkten viele der Wähler, die in der ersten Runde den drittplatzierten Kandidaten der Kirchner-treuen „Siegesfront“, Mariano Recalde, gewählt hatten, nun Lousteau das Vertrauen.

			Larreta konnte gegenüber dem ersten Wahlgang nur wenig zulegen. Wurden am 5. Juli 832.619 (45,6 Prozent) für den bisherigen Kabinettschef der Hauptstadtregierung verbucht, waren es jetzt 860.802 – ein Plus von lediglich 28.183 Stimmen.

			Lousteau konnte mit neun von 15 sogar die Mehrzahl der Kommunen gewinnen. In weiten Teilen des Südens der Hauptstadt sowie in den zentralen Bezirken hatte er die Nase vorn. Allerdings behauptete Larreta in den wohlhabenden nördlichen Stadtteilen seine Position – zum Teil recht deutlich: So gewann er in Recoleta mit 65,5 Prozent. Und auch in Palermo, Belgrano und im Innenstadtbereich hatte Larreta klare Vorteile. Im Süden konnte er hingegen lediglich die Kommune 4 mit La Boca, Barracas, Parque Patricios und Nueva Pompeya gewinnen. Dort hat die Pro-Regierung vor kurzem ihren neuen Verwaltungssitz installiert.

			Die Zahl derjenigen Wähler, die keinen der beiden Kandidaten auf ihrem Wahlzettel ankreuzten, betrug 86.829, was einem Anteil von 5,05 Prozent der gültigen Stimmen entspricht. Die beiden im ersten Wahlgang ausgeschiedenen linksgerichteten Kandidaten Luis Zamora (Selbstbestimmung und Freiheit) und Myriam Bregman (Front der Linken und der Arbeiter), die gemeinsam mehr als sieben Prozent erreicht hatten, empfahlen ihren Wählern für die Stichwahl, den Stimmzettel unangekreuzt abzugeben. Sie trugen somit also nicht unerheblich mit dazu bei, dass am Ende ausgerechnet der Konservative Larreta den Sieg davontrug.

			Die Wahlbeteiligung lag mit 69,38 Prozent recht niedrig. Dies dürfte auch darin begründet gewesen sein, dass der Wahltermin in die Winterferien fiel und nicht wenige Wähler verreist waren. Lediglich bei der Stichwahl im Jahr 2007, als Macri zum ersten Mal gegen den Kirchner-treuen Kandidaten Daniel Filmus siegte, war die Wahlbeteiligung mit 68,38 Prozent noch niedriger.

			Durch den Sieg Larretas kann die Pro-Partei nun zum dritten Mal in Folge den Bürgermeister der Hauptstadt stellen. 2007 und 2011 hatte Macri gewonnen. Nun folgt ihm Larreta nach, der seit Beginn der Macri-Ära als Kabinettschef praktische Regierungserfahrung sammeln konnte.

			„Es erfüllt uns mit enormem Stolz, dass die Porteños uns bei unserem Prozess der Umgestaltung weiterhin unterstützen“, freute sich der 49-jährige Wirtschaftswissenschaftler über seinen Wahlerfolg, der allerdings etwas deutlicher hätte ausfallen müssen, um dem Pro-Frontmann Mauricio Macri den nötigen Schwung für die Vorwahlen zur Präsidentenwahl am 9. August zu verleihen.

			Nichtsdestotrotz präsentierte Macri am Wahlabend seinen Werbespot für die anstehenden Urnengänge auf nationaler Ebene und hielt eine Rede, die sich auf  Themen der Bundespolitik bezog. Dabei erklärte er, dass er bestimmte Maßnahmen der bislang von ihm scharf kritisierten Kirchner-Regierung im Falle eines Wahlsieges nicht rückgängig machen werde: Dies betreffe die Einführung des Kindergeldes sowie die Verstaatlichungen der Fluggesellschaft Aerolíneas Argentinas und der Ölgesellschaft YPF. Priorität habe die Bekämpfung der Armut im Land, so Macri.

			Lousteau feierte mit seinen Anhängern das überraschend starke Wahlergebnis ausgiebig. Er kündigte eine konstruktive Opposition in der Hauptstadt an und sprach sich gegen „künstliche Polarisierungen“ in der Politik aus. Auf nationaler Ebene will Lousteau nun gemeinsam mit dem Macri-Lager die Kirchner-Ära beenden. Zusammen sind sie im Bündnis „Cambiemos“ (Lasst uns den Wandel herbeiführen). 

			Im Rahmen dessen kommt es bei den Vorwahlen (PASO) zu einer Entscheidung zwischen Macri, dem UCR-Parteichef Ernesto Sanz und Elisa Carrió (Bürgerliche Koalition), wer die Wahlallianz bei den Präsidentenwahlen am 25. Oktober vertreten wird. Lousteau kündigte an, Sanz unterstützen zu wollen. Dieser war seinerseits am Sonntag während des Wahlabends an der Seite Lousteaus.

			Siehe auch Meinung
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			Gedenken an AMIA-Attentat

			Brief von Nisman-Tochter vorgelesen

			[image: amia_unten.jpg]

			Erinnerung an die Toten des Anschlags von 1994. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Im Zeichen des vor einem halben Jahr unter mysteriösen Umständen ums Leben gekommenen Staatsanwalts Alberto Nisman stand in diesem Jahr das traditionelle Gedenken an das Attentat auf das jüdische Gemeindezentrum AMIA in Buenos Aires vor 21 Jahren. Bei der Veranstaltung am AMIA-Denkmal an der Straße „Pasteur“ wurde ein Brief der Nisman-Tochter Iara vorgelesen, in dem diese forderte, dass die Umstände des Todes ihres Vaters bald aufgeklärt würden. 

			Die 15-Jährige beklagte, dass es Personen gebe, die das Ansehen des Verstorbenen in den Dreck ziehen wollten. Nisman war 2005 als Sonderermittler für den AMIA-Anschlag eingesetzt worden. 2013 erhob er Anklage gegen mehrere Vertreter der iranischen Regierung. Anfang dieses Jahres warf er Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner Behinderung der Justiz bei Aufklärung des Attentats vor. Am Morgen des 18. Januar fand man den Staatsanwalt erschossen in seinem Appartement auf. Ob es sich dabei um Mord oder Selbstmord handelte, ist Gegenstand der Ermittlungen. Im Klima erhitzter Auseinandersetzungen wurde auch Nismans Privatleben post mortem in die Öffentlichkeit gezerrt.

			Wie in den Vorjahren ertönte auch diesmal eine Sirene um 9.53 Uhr, dem Zeitpunkt, als am 18. Juli 1994 die Bombe 85 Menschen riss. Es gab eine Schweigeminute. Zuvor waren die Namen aller Todesopfer genannt worden. Ariel Cohen Sabban, der Schatzmeister der AMIA, forderte die Nationalregierung auf, auf internationaler Ebene wieder mehr Druck zu machen, dass die Hintermänner der Tat zur Verantwortung gezogen würden. 

			Gleichzeitig sprach sich Cohen Sabban aber gegen das Memorandum aus, das die Nationalregierung vor zwei Jahren mit der Nationalregierung in Teheran geschlossen hatte: „Sowohl aus rechtlichen wie aus moralischen Gründen dürfen wir mit den Mördern keinen Pakt schließen.“ Mit dem umstrittenen Abkommen wollte die Regierung gemeinsam mit dem Iran eine Wahrheitskommission zur Aufklärung des Attentats bilden. Das Memorandum wurde in Teheran jedoch nicht abgesegnet.
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			Die Woche in Argentinien

			Armut in der Hauptstadt

			Fast ein Drittel aller Einwohner von Buenos Aires haben pro Tag weniger als 115 Pesos zur Verfügung. Dies jedenfalls besagen die Daten, die die Direktion für Statistiken und Zählungen der Hauptstadt vor kurzem herausgab. Dies entspricht in absoluten Zahlen 915.000 Menschen. Diese verteilen sich auf lediglich 250.000 Wohnungen. Die Armut spiegelt sich auch in anderen Zahlen wider: So verdient gut die Hälfte der arbeitenden Bevölkerung ein Monatsgehalt, das unter 8000 Pesos liegt. Im Durchschnitt hat ein Haushalt in Buenos Aires ein Monatseinkommen von 15.596 Pesos zur Verfügung. Das Geld ist indes sehr ungleich verteilt: Während das reichere Drittel rund 58 Prozent aller Einkünfte verbucht, verdient das ärmere Drittel davon nur 9,6 Prozent. Die Datenerhebung ergab zudem, dass Selbstständige im Durchschnitt rund 14 Prozent weniger verdienen als Personen in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis. Eine Ungleichheit gibt es auch mit Blick auf die Geschlechter: Während Männer in Buenos Aires durchschnittlich 9000 Pesos pro Monat verdienen, bringen es Frauen nur auf 7000. Auffällig ist das große wirtschaftliche Gefälle in geografischer Hinsicht: Menschen, die in einem der nördlichen Stadtteile leben, verdienen im Durchschnitt um 56 Prozent besser als Personen im Süden.

			CFK twittert gegen Gabriel

			„Einige Länder verlieren keine Zeit, vor allem dann nicht, wenn es darum geht, ihre wirtschaftlichen Interessen wahrzunehmen.“ Mit diesen Worten kommentierte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am Dienstag auf ihrem Twitter-Konto den aktuellen Besuch des deutschen Wirtschaftsministers und Vizekanzlers Sigmar Gabriel in der iranischen Hauptstadt Teheran. Der Sozialdemokrat ist der erste westliche Politiker, der sich nach Abschluss des Atomkompromisses zu Gesprächen in den Mullah-Staat begab. Die Einigung der fünf UN-Vetomächte, Deutschlands und des Irans sieht das Aufheben von Handelsbeschränkungen im Gegenzug für die Verringerung der iranischen Atomkapazitäten vor (wir berichteten). Cristina sprach mit Blick auf den Gabriel-Besuch von „Realpolitik in seiner reinsten Form“. Dann spielte sie auf die zahlreichen Kritiker des Iran-Memorandums an, das ihre Regierung vor zwei Jahren mit Teheran zur Aufklärung des AMIA-Anschlags geschlossen hatte: „Mittelmäßigkeit und Ignoranz auf der einen Seite, fremde Interessen auf der anderen erklären besser als alles andere, weshalb sich die Dinge für uns so entwickelt haben, wie sie geschehen sind. Alles hängt mit allem zusammen.“ Wegen des Memorandums bezichtigte der AMIA-Sonderstaatsanwalt Alberto Nisman Kirchner der Justizbehinderung. Das Memorandum trat nie in Kraft, da es im Iran nicht abgesegnet wurde.

			Hausdurchsuchung 

			Der prominente TV- und Radiojournalist Víctor Hugo Morales musste vor wenigen Tagen eine Hausdurchsuchung in seiner Wohnung in Buenos Aires über sich ergehen lassen. Hintergrund der Maßnahme ist ein Rechtsstreit Morales’ mit der Mediengruppe „Clarín“ aus dem Jahr 2001. Diese hatte damals Exklusivrechte für Übertragungen internationaler Fußballspiele inne. Morales unterlief dieses Recht nach Ansicht des „Clarín“ dadurch, dass er bei einer von ihm moderierten TV-Sendung ein Fernsehgerät aufstellte, über das Szenen der Partie Boca Juniors gegen Real Madrid zu sehen waren. Die Hausdurchsuchung wurde vom Handelsrichter Fernando Ignacio Saravia angeordnet. Morales sagte, die Justizbediensteten seien im Morgengrauen in seine Wohnung eingedrungen und hätten ihn behandelt, als sei er ein Drogendealer. Es sei bei der Maßnahme darum gegangen, ihn zu disziplinieren und einzuschüchtern, so der aus Uruguay stammende Journalist, der als regierungsnah gilt. Unterstützung erhielt Morales von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner: „Ich denke, es gibt Richter, die haben Angst vor den Medien, besonders vor der ‚Clarín‘-Gruppe“, so die Staatschefin. Der Rechtsstreit zwischen dem „Clarín“ und Morales zieht sich bereits über mehrere Instanzen hin. Verliert der Journalist, muss er der „Clarín“-Gruppe 842.000 Pesos zuzüglich Steuern zahlen.

			Haftbefehl aufgehoben 

			Popstar Justin Bieber (21) ist nicht mehr vor der argentinischen Justiz flüchtig. Ein Berufungsgericht in Buenos Aires hob einen im April erlassenen internationalen Haftbefehl gegen den kanadischen Sänger auf. Ein Verfahren wegen Körperverletzung und Diebstahl laufe jedoch weiter, erklärte am Mittwoch die für den Fall zuständige Gerichtssekretärin der Deutschen Presse-Agentur. Demnächst müsse ein neuer Termin zur Vorladung Biebers festgelegt werden. Seine Aussage könne aber auch über eine Telefonkonferenz laufen. Ein Leibwächter und ein früherer Assistent von Bieber werden verdächtigt, im November 2013 nach einem Konzert beim Verlassen eines Nachtclubs einen Fotografen geschlagen zu haben, als dieser versuchte, den Popstar zu fotografieren. Dabei sollen auch Teile der Kamera des Fotografen gestohlen worden sein. Unklar ist, ob Bieber zu der Attacke per Zuruf aufgefordert hat. Da Justin Bieber und seine damaligen Begleiter jetzt vor Gericht von Rechtsanwälten vertreten seien, sei eine internationale Fahndung nicht mehr notwendig, befand das Berufungsgericht.

			Scioli bei Castro 

			Provinzgouverneur Daniel Scioli ist am Mittwoch zu einem Blitzbesuch in Havanna gewesen. In der kubanischen Hauptstadt hatte der Präsidentschaftskandidat der Kirchner-treuen „Siegesfront“ Gelegenheit, Kubas Staatschef Raúl Castro zu sprechen. „Es war ein brüderliches Treffen“, waren sich beide Seiten im Beschreiben der Begegnung einig. Es wurden Höflichkeiten ausgetauscht: Raúl lobte Néstor und Cristina Kirchner, Scioli tat das Gleiche mit Blick auf Raúl Castros Bruder, den legendären Revolutionsführer Fidel Castro. Des Weiteren hob der Gouverneur der Provinz Buenos Aires hervor, wie Raúl Castro mit „Würde das kubanische Volk und seine Ideale“ verteidigt habe. Positiv bewertete Scioli die „Aktualisierung des sozialistischen Wirtschaftssystems“, die Castro in den letzten Jahren vorgenommen habe, indem er sein Land öffnete. Aber auch Scioli konnte sich geschmeichelt fühlen: Castro versprach, der Amtseinführung Sciolis am 10. Dezember beizuwohnen, sollte dieser die Wahlen gewinnen. Scio-li dürfte durch seine Stippvisite in Havanna vor allem bei den Stammwählern der „Siegesfront“ Punkte sammeln wollen.

			Alicia K kandidiert

			In Santa Cruz schickt sich zum ersten Mal seit 2003 wieder ein Mitglied der Familie Kirchner an, das Gouverneursamt zu erobern: Bundessozialministerin Alicia Kirchner will bei den diesjährigen Wahlen den Posten einnehmen, den einst von 1991 bis 2003 ihr Bruder Néstor innehatte, ehe dieser Präsident wurde. Sowohl Alicias politische Gruppierung „Kolina“ als auch ihr Neffe Máximo Kirchner bestätigten die entsprechenden Absichten der 69-jährigen Politikerin. Erste Hürde sind jedoch die Vorwahlen am 9. August, bei denen sie sich gegen den amtierenden Verwaltungschef der Provinz, Daniel Peralta, durchsetzen muss, um bei den Hauptwahlen am 25. Oktober als Kandidatin der „Siegespartei“ antreten zu können. Während Alicia K von Kirchner-treuen Gruppierungen wie „Kolina“ und „La Cámpora“ unterstützt wird, weiß Peralta die Peronistische Partei der Provinz hinter sich.  (AT/mc/dpa)
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			Knapper Wahlsieg

			Dieses Mal haben sich alle Umfragepropheten geirrt. Anders als die zahlreichen Umfragen, die sich meistens nur auf Aussagen per Festnetztelefon beschränken, derweil über 50 Millionen Handys die meisten Telefongespräche beherrschen, hat das überraschende Ergebnis der Wahlen für den künftigen Regierungschef der autonomen Stadt Buenos Aires gezeigt, dass der Favorit, Kabinettschef Horacio Rodríguez Larreta der PRO-Partei von Regierungschef Mauricio Macri, zwar wie erwartet, aber nur einen Vorsprung von 3,2 Prozentpunkten gegenüber seinem Gegner Martín Lousteau mit 48,4 Prozent einheimsen konnte. Zwei Wochen zuvor hatte Larreta einen überwältigen Sieg mit 20 Prozentpunkten vor Lousteau erreicht. Für die Stichwahl der beiden meistgewählten Kandidaten genügten 50 Prozent plus einer Stimme. Zudem hatte Larreta in der ersten Runde in allen 15 Kommunen gesiegt. Dieses Mal gewann Lousteau in neun Kommunen, alle im Westen und Süden der Stadt. Larreta hatte in allen nördlichen und einer östliche Kommune die Nase vorne. Das gesamte Wahlbild hatte sich geändert.

			Offenbar wurden die Empfehlungen der nationalen Regierungspartei (Siegesfront) und mehrerer Linksparteien für weiße Stimmzettel kaum befolgt. Sie machten nur knapp über fünf Prozent aller Stimmen aus. Die meisten Gegner der PRO-Partei wählten Lousteau. Dieses Verhalten beeinflusste auch das Ergebnis. Leere Stimmzettel werden im elektronischen Wahlmodus zwar gezählt, aber von den positiven Stimmen ausgenommen.

			Den Oppositionsparteien, insbesondere der im nationalen Bereich führenden Siegensfront (FpV), ist es in den Stadtwahlen gelungen, dem Präsidentschaftsvorkandidaten Macri einen Denkzettel zu verpassen. Macri hoffte klammheimlich auf einen klareren Sieg seines Kandidaten und Nachfolgers Larreta, um in den kommenden Vorkandidatenwahlen, Spanisch im Kürzel genannt PASO, seinen Koalitionsgegnern Ernesto Sanz (UCR) und Lilita Carrió (CC) den Sieg als gemeinsamer Widersacher von Gouverneur Daniel Scioli mit Carlos Zannini als Vizepräsidentschaftskandidaten davon zu tragen. Paradoxerweise gehört Martín Lousteau ebenso wie Larreta zu dieser Koalition, so dass sie bei den PASO-Vorwahlen am 8. August für gemeinsame Hilfe sorgen werden. Die Stichwahlen vom vergangenen Sonntag haben dies deutlich gemacht. Für Larreta genügte der Sieg mit nur drei Prozentpunkten Vorsprung und Lousteau kann sich über den Ausgang der Wahlen freuen, wiewohl sie von jetzt an gemeinsame Sachen machen müssen.

			Welche Parteistimmen den Sprung von Lousteau von 20 Prozentpunkten Differenz zu Larreta auf knapp über drei Prozent bewirkt haben, darüber kann man nur spekulieren. Darunter befinden sich vermutlich Anhänger der nationalen Regierung ebenso wie der oppositionellen radikalen UCR. Die leeren Stimmzettel gehen wohl auf das Konto der extremen Linksparteien, deren Sprecher angekündigt hatten, für keinen der beiden Kandidaten zu stimmen.

			Als Fazit der Stichwahlen ist Mauricio Macri jetzt gefordert, seine Anstrengungen für einen Sieg in den PASO-Wahlen vom 9. August glaubhaft für parteilose Wähler zu machen. Seine damalige Entscheidung, sich seinem Konkurrenten Sergio Massa von der neuen Partei Front für die Erneuerung („Frente Renovador“) zu verweigern, hat sicherlich dazu beigetragen, dass der erwartete Sieg seines Günstlings Larreta so mager ausfiel. Immerhin erreichte PRO in der Stadt eine kontinuierliche Regierung von zwölf Jahren bis 2019, ebenso lang wie bisher die beiden Kirchnerregierungen ab Mai 2003 bis 2015.

			Ab jetzt wird sich der nationale Wettkampf auf die beiden Kandidaten Scioli und Macri beschränken. Nächstes Kapital sind die PASO-Vorwahlen, dann die echten Präsidentschaftswahlen am 22. Oktober und allenfalls die Stichwahlen am 29. November 2015 bis zum Amtsantritt des Siegers am 10. Dezember 2015.
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			Keine Überfremdung

			Von Stefan Kuhn

			Die Frage ist nicht nur „Wer kommt?“, sondern vor allem „Wer geht?“. Und in dieser Hinsicht sieht es beim FC Bayern München nicht mehr schwarz-rot-gold aus. Droht dem deutschen Rekordmeister gar der Verlust seiner nationalen Identität? Unter dem spanischen Trainer Pep Guardiola wandern deutsche Fußballnationalspieler ab. Es kommen spanisch- und portugiesischsprechende Stars.

			Angefangen hat der Exodos 2013 - ausgerechnet mit dem Deutschspanier Mario Gomez. Vergangenes Jahr verließ Weltmeister Toni Kroos den Klub in Richtung Madrid, dieses Jahr schloss sich der Urbayer Bastian Schweinsteiger Manchester United an. Mit dem englischen Superklub wurde auch Thomas Müller in Verbindung gebracht. Mario Götze soll mit Juventus Turin verhandeln. Vor nicht einmal einem Jahrzehnt hätte man es noch als selbstverständlich gesehen, dass deutsche Superstars ins Ausland abwandern, weil sie dort mehr verdienen. Doch, was das Gehalt angeht, gehört der FC Bayern längst zu den Topadressen im internationalen Fußball. Wenn ein Spieler aus München weggeht, dann tut er das in der Regel, weil ihn keiner hält, weil der Trainer nicht mehr mit ihm plant, ihn für verzichtbar hält.

			Das ist natürlich ein Argument, dem man nichts mehr entgegensetzen kann. Vor allem nicht, wenn der Trainer Pep Guardiola heißt und weltweit als bester seines Fachs gilt. Dass Guardiola die Deutschen durch spanischsprachige Spieler ersetzt, ist nachvollziehbar. Mit solchen hat er schon beim FC Barcelona Erfolg gehabt, und die Kommunikationsprobleme halten sich in Grenzen.

			Bisher sind vier Spanier im Kader des FC Bayern, mit Arturo Vidal kommt vermutlich noch ein Chilene. Dabei sind auch drei Brasilianer. Kein Problem, solange auf dem Platz deutsch gesprochen wird, meint der frühere Bayern-Erfolgstrainer Otmar Hitzfeld. Das muss er auch sagen. 2001, beim Spiel um den Weltpokal gegen Boca Juniors, standen in der Startelf der Bayern mit Torhüter Oliver Kahn und Verteidiger Thomas Linke nur zwei deutsche Spieler. Immerhin war mit Otmar Hitzfeld der Trainer ein Deutscher. Ähnliches könnte den Bayern auch heute wieder geschehen, denn im 27-köpfigen Profikader sind 13 Ausländer. Übertrieben ist das für einen Spitzenverein der Fußballbundesliga allerdings nicht. Der Vizemeister VfL Wolfsburg hat 16 ausländische Spieler unter Vertrag. 

			Im Prinzip kann es der FC Bayern keinem Recht machen. Kauft der Verein deutsche Spieler von Bundesligisten, heißt es, er schwäche die Konkurrenz. Kauft er internationale Stars, schwächt er die nationale Identität des Vereins.

			Man sollte sich freuen, dass Deutschland für ausländische Spitzenspieler interessant ist. Davon profitiert die Bundesliga wie auch die Nationalmannschaft. Man muss da allerdings Unterschiede machen. 2001 trat mit Energie Cottbus erstmals ein Bundesligist komplett mit ausländischen Spielern an. Dies aus völlig anderen Gründen. Cottbus hatte einen schmalen Etat.  Es war schlicht günstiger, ausgebildete Spieler aus osteuropäischen Ligen unter Vertrag zu nehmen. Der Fall Cottbus ist allerdings bedenklicher als heute Bayern München, Wolfsburg oder auch Mönchengladbach mit seinen 15 ausländischen Spielern. In Cottbus hätten deutsche Talente Bundesligaerfahrung sammeln können. Die von Osteuropäern dominierte Mannschaft mag zwar preiswert gewesen sein, konkurrenzfähig war sie auf Dauer nicht. Cottbus hat dem deutschen Fußball geschadet, die Verpflichtung internationaler Stars bewirkt das Gegenteil.

			Man muss dennoch aufpassen, dass bestimmte Grenzen nicht überschritten werden. In Englands Spitzenteams treten sich ausländische Spieler auf den Füßen herum. Der seit einem halben Jahrhundert erfolglose Fußballverband hat jetzt eine Regel aufgestellt, nach der „Eigengewächse“ gefördert werden müssen. Die spanische Primera División, die beste Liga der Welt, sammelt seit den 1950er-Jahren Weltstars. Die spanische Nationalmannschaft blieb zwischen 1964 und 2008 international ohne Titel.

			Noch besteht in Deutschland allerdings kein Grund zur Sorge. Wahnwitzige Gehälter oder Ablösesummen gibt es in der Bundesliga noch nicht.
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			Randglossen

			Nach dem knappen Wahlsieg seines Schützlings Horacio Rodríguez Larreta am vergangenen Sonntag erklärte Regierungschef Mauricio Macri, der Vorkandidat für die Präsidentschaft namens seiner Partei PRO ist, dass er als Staatsoberhaupt die Familienzulagen, das Pensionsamt Anses, die Teilprivatisierung von YPF und die Verstaatlichung von Aerolíneas Argentinas im Fall eines Wahlsieges nicht abschaffen. bzw. erneut privatisieren werde. Im Klartext bedeuten diese Aussagen, dass Macri diesbezüglich mit dem sogenannten Modell der Regierung einig geht. Das hat in der Öffentlichkeit Verblüffung bewirkt und an seinem Stimmenpotential gerüttelt. Für die Vorwahlen genannt PASO in zwei Wochen haben diese Äußerungen Macris sicherlich Stimmen gekostet.

			Macri hatte vorher eine gemeinsame Parteienallianz mit dem UCR-Vorsitzenden Ernesto Sanz und der ehemaligen Radikalen Lilita Carrió vereinbart, die zusammen in den PASO-Wahlen die gemeinsame Präsidentschaftsformel küren werden, sich aber geweigert, die Partei von Sergio Massa Erneuerungsfront zuzulassen, womit Macri die Opposition gegen die Regierungspartei gespaltet hat. Mit Massa im Bündnis hätten die führenden Oppositionsparteien gemeinsam den Wahlkampf gegen die Regierungspartei aufgenommen. Ohne Massa im Bündnis spaltet sich die Opposition, so dass die Regierungsformel Scioli-Zannini sich über einen Wahlsieg freuen darf. Dank Macri, der es verfehlt hat, für eine einige Opposition zu sorgen. 

			Joseph Blatter schindet Zeit. Nach Fußballregeln würde es dafür die gelbe Karte geben, aber mit Fußball hat die Fifa bekanntlich wenig zu tun. Sie verkauft ihn nur meistbietend und meist unterm Tisch. Blatter hat jetzt erreicht, dass sein Nachfolger erst im Februar 2016 gewählt wird, anstatt noch vor Weihnachten. So lange braucht er wohl, um die Fifa zu reformieren, die unter seiner Präsidentschaft vollends zur kriminellen Organisation verkommen ist. Man könnte das als Altersdemenz abtun, aber Blatter ist geistig noch sehr wach. So meidet er Reisen nach Kanada, weil er Angst vor einer Auslieferung an die USA hat. Ein reines Gewissen sieht anders aus.

			Polen ist im 20. Jahrhundert angekommen. Der scheidende Präsident Bronislaw Komorowski hat ein Gesetz unterzeichnet, das die künstliche Befruchtung erlaubt. Von diesem Gesetz profitieren etwa anderthalb Millionen polnischer Paare, die auf natürlichem Weg keine Kinder bekommen können. Ein Problem bleibt allerdings: Die katholische Kirche verbietet ihren Schäflein, von dem Gesetz Gebrauch zu machen. Ob Verstöße mit Exkommunizierung sanktioniert werden oder Retortenbabys die Taufe verweigert wird, ist noch nicht klar. Das wird wohl demnächst ein Kirchengesetz regeln. Die katholische Kirche Polens ist noch nicht im 20. Jahrhundert angekommen. Das wird sie vermutlich erst im 22. schaffen.
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			Cristina dixit

			Am Donnerstag der Vorwoche sprach die Präsidentin, Cristina Fernández de Kirchner, im Gelände von Tecnópolis vor einem zahlreichen Publikum. Als erstes gab sie die Verkündung des im Kongress einstimmig angenommenen Gesetzes über die automatische Erhöhung des Kindergeldes bekannt, zwei Mal im Jahr, wie bei Pensionen und auch nach dem gleichen Index. Gleich danach kündigte sie einen neuen Sozialplan an, genannt Qunita, der darin besteht, dass die Mütter, die die Subvention für Schwangerschaft erhalten, eine Wiege mit Matratze, Betttüchern und einer Polardecke erhalten, wobei ihnen auch die ärztliche Kontrolle unentgeltlich geboten wird. Dagegen kann man nichts einwenden, denn dabei werden Todesfälle und Erkrankungen bei frischgeborenen Babys vermieden.

			Doch gleich danach erklärte sie ihre These, dass wirtschaftliches Wachstum nicht automatisch auf die ärmeren Bevölkerungsschichten überläuft (auf spanisch spricht man von „derrame“). Das stimmt nur halbwegs, da bei Wachstum Arbeitsplätze entstehen und der soziale Aufstieg gefördert wird. Dennoch bedarf es einer Sozialpolitik, da die einzelnen sozialen Probleme nicht automatisch gelöst werden. Doch CFK fügte jetzt noch die These hinzu, dass ihre Sozialpoltitik, die sie mit den Begriff des Wachstums mit sozialem Einschluss definiert, auch zum wirtschaftlichen Wachstum beiträgt. Sie sagte, ohne das Kindergeld und das Moratorium beim Rentensystem, hätte die Zunahme des BIP von 2010 bis 2014 nicht 4,4% betragen, wie es effektiv der Fall war, sondern nur 2,7%. Über diese Schlussfolgerung lässt sich gewiss streiten. Ebenfalls sei darauf hingewiesen, dass dabei die Jahre 2010 und 2011 eingeschlossen werden, in denen die Wirtschaft noch wuchs. Aber 2012 ist eine Stagnation eingetreten, die in den letzten Wochen durch eine künstliche Konjunkturwelle vertuscht wird. In der These der Präsidentin kommt das keynesianische Konzept zum Ausdruck, das ihr Wirtschaftsminister Kicillof eingebrockt hat, dass die Regierung Nachfrage schaffen muss, um das Wachstum anzuregen. Die echten Wachstumsfaktoren, nämlich Investitionen, Effizienzfortschritte und die technologische Revolution, existieren für Kicillof und somit auch für CFK nicht.

			CFK fügte dann hinzu, dass in der genannten Periode die Beschäftigung um 500.000 Menschen stieg und die Arbeitslosigkeit von 10,7% auf 6,9% gesenkt wurde. Dies stimmt jedoch nicht, da diejenigen, die keine bezahlte Arbeit haben, aber sich nicht um einen Arbeitsplatz bemühen, nicht berücksichtigt werden. Mit diesen u.a. kleineren Korrekturen, gelangt man auf eine Arbeitslosenzahl von 12%. Das wurde unlängst vom ehemaligen INDEC-Direktor Victor Beker und vom Deputierten (und Ökonomen) Claudio Lozano bestätigt. Und auch wir sind zum gleichen Ergebnis gelangt. Das Bild ist indessen noch negativer, wenn man die hohe Unterbeschäftigung und die Schwarzarbeit berücksichtigt, die rund ein Drittel der Beschäftigten umfasst.

			CFK kam dann auf die Subventionen für kleinere Landwirte zu sprechen, die Getreide, Ölsaat und Milch erzeugen. Kurz vorher hatten Wirtschaftsminisrer Kicillof und Landwirtschaftsminister Casamiquela die Erweiterung des Progamms bekanntgegeben, das angeblich 48.000 Landwirte umfasst (laut Kicillof waren es 56.355), wobei an die 20.000 die Subventionen jedoch nicht beansprucht hätten. Diese Subventionen machen laut Regierungsinformation insgesamt $ 3,5 Mrd aus, was nicht glaubwürdig ist. Ausserdem ist das Verfahren, um die Subvention zu erhalten, sehr kompliziert. Was weder CFK noch ihre Minister sagen, ist dass es im ganzen Land über 300.000 Landwirte gibt, so dass das Programm eine Minderheit erfasst. CFK betonte, dass den kleinen Milchproduzenten eine Subvention von 30 Cents pro Liter gegeben werde, was die Firmen, die die Milch kaufen, dann dazu führt, einen entsprechend niedrigeren Preis zu zahlen. Tatsache ist jedoch, dass der Milchpreis allgemein, also auch für grössere landwirtschaftliche Milchbetriebe, gesunken ist, wobei dies nichts mit der genannten Subvention zu tun hat, sondern mit einer niedrigeren Exportnachfrage für Trockenmilch zusammenhängt. Das Grundkonzept, um das es bei diesen Subventionen geht, besteht darin, dass die Preise für landwirtschaftliche Produkte niedrig gehalten werden, aber kleine Landwirte subventioniert werden, damit sie überleben können. Doch die Möglichkeiten einer höheren Produktion, die effektiv bestehen, beziehen sich hauptsächlich auf mittlere und grössere Betriebe, die gegenwärtig höhere Preise benötigen, um die Kosten voll zu decken. CFK betont, dass die Schwierigkeiten der Landwirtschaft auf den Rückgang der Commodity Preise und somit der Exporte zurückzuführen sei. Den zurückgebliebene Wechselkurs, die hohen Exportzölle und die Kontingentierung der Exporte von Rindfleisch, Weizen und Mais, die den internen Preis drücken, erwähnte sie vorsichtshalber nicht.

			Die Präsidentin kam dann auf den Tourismus zu reden, ein Bereich, für den sie eine ausgeprägte Vorliebe hat, was u.a. darin zum Ausdruck kommt, dass sie das Tourismussekretariat, das noch vor einigen Jahren ein Unterstaatssekretariat war, zum Ministerium angehoben hat. Sie sagte, 2003 seien 2,99 Mio ausländische Touristen ins Land gekommen, während es 2014 5,93 Mio waren. Ausserdem seien 2003 ca. 3 Mio Argentinier (was sich auch auf Ausländer bezieht, die in Argentinien wohnhaft sind) ins Ausland gereist, während es 2014 6,5 Mio waren. Und in 5 Monaten 2015 seien 2,95 Mio Touristen ins Land gekommen, 1,9% mehr als im Vorjahr, und 3,82 Mio Argentiner ins Ausland gereist, 11,6% mehr als in der gleichen Periode 2014. Dass ist laut CFK Ausdruck der Förderung des Mittelstandes, die infolge des „Modells“ eingetreten sei.

			Man kann sich gewiss darüber streiten, ob die Wirtschaftspolitik der Kirchners den Mittelstand begünstigt hat. Denn die Besteuerung des Mittelstandes durch die Einkommenssteuer (hier Gewinnsteuer benannt) ist gewaltig gestiegen. In Prozenten zahlt ein Empfänger eines typisches Mittelstandseinkommens jetzt gut doppelt so viel wie 2003. Ebenfalls werden mehr Menschen dieser sozialen Gruppe von der Steuer auf persönliche Güter erfasst, und zahlen auch real viel mehr bei der provinziellen Immobiliensteuer. Die Zunahme des Mittelstandes, die laut CFK im Auslandstourismus zum Ausdruck kommt, aber gewiss auch in den hohen Automobilkäufen u.a. Erscheinungen, geschieht im Grunde nicht wegen, sondern trotz der Wirtschaftspolitik dieser Regierung.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 9,17, um 7,06% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 33,91 Mrd. gegen u$s 33,84 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.15 bei $ 9,448, zum 30.12.15 bei $ 9,952 und zum 31.03.16 bei $ 10,78. Der Terminkurs per Juli 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 29,03% . Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,89, nachdem, er in den vorangehenden Tagen $ 15 überschritten hatte. Die ANSeS hat letzte Woche staatliche Dollarbonds aus dem Portefeuille des Garantiefonds an der Börse verkauft, und dabei Druck auf den Schwarzkurs und auch den Kurs bei Überweisungen über Kauf und Verkauf von Dollarbonds in Buenos Aires und New York („contado con liqui“) ausgeübt. Dieser letzte Markt wurde in der Vorwoche vom Obersten Gerichtshof als legal erklärt, womit die ZB legal nicht berechtigt ist, ihn zu behindern. Der Kurs schloss letzte Woche zwischen $ 13,40 und $ 13,60.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 5,04% und lag 36,17% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 23,04% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 5,82% und im Laufe diesesJahres 12,37%. Boden 2015 verloren 0,20% zur Vorwoche und lagen 6,17% im Plus gegenüber Ende 2014, und Global 2017 Arg lagen mit 8,08% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 213,04 (Vorwoche $ 224,32) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 304,34 (Vorwoche $ 320,45).

			***

			Die Handelsbilanz schloss im ersten Halbjahr 2015 mit einem positiven Saldo von u$s 1,23 Mrd., 63% unter dem Vorjahr. Die Exporte lagen mit $ 30,21 Mrd. um 18% und die Importe mit u$s 28,98 Mrd. um 13% unter dem Vorjahr. Im Juni fielen die Exporte mit u$s 6,27 Mrd. gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 18% und die Importe von u$s 5,81 Mrd. um 13%. Von den Exporten gingen im ersten Halbjahr 2015 25% nach den Mercosur, 24% nach dem fernen Orient, 14% nach der EU und 37% an andere Länder. Von den Importen stammen 25% aus dem Mercosur, 26% aus Asien, 17% aus der EU, 17% aus den Nafta-Staaten (USA, Kanada und Mexico) und 15% aus anderen Ländern.

			***

			Die Krise der Milchwirtschaft verschärft sich. Nachdem mehrere tausend Liter Milch verschüttet wurden, hat der Verband Atilra, der einen Teil der landwirtschaftlichen Milchbetriebe vertritt, einen Streik auf unbestimmte Zeit angekündigt. Die erste Forderung besteht darin, dass die Industrieunternehmen, die die Milch kaufen, mit den Abschlägen aufhören, die sie in letzter Zeit verfügt haben, womit der Milchpreis, der den Landwirten gezahlt wird, von $ 3,10 auf $ 2,80 pro Liter sinkt. Die Milchwirtschaft leidet weltweit unter dem starken Rückgang des Preises für Trockenmilch, die auch von Argentinien exportiert wird.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des privaten Forschungsinstitutes FIEL weist für Juni eine interanuelle Zunahme von 3% aus, und von 2% gegenüber Mai 2015. Das 2. Quartal 2015 liegt somit um 0,9% über dem Vorjahr, doch das erste Halbjahr 2015 liegt um 1,8% unter dem Vorjahr. Im ersten Halbjahr lag die Produktion von Erdölderivaten um 3,1% über dem Vorjahr, und die von Nahrungsmittel und Getränken war um 2,9% höher. Doch am anderen Extrem verzeichnen Kfz einen Rückgang von 12,5%, Stahl einen von 8%, Chemie und Kunststoffe einen von 4,3%, Ziagretten einen von 3,1% und Papier und Zellstoff einen von 1,9%.

			***

			Am Donnerstag hat das Wirtschaftsministerium eine neue Ausschreibung von Bonac-Bonds für $ 3 Mrd. vollzogen, die achte in diesem Jahr. Die sieben vorangehenden Ausschreibungen brachten dem Schatzamt Einnahmen von $ 35,5 Mrd.

			***

			Die Erdölproduktion lag im Mai um 1,5% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Energiesekretariat. Das ist vornehmlich auf eine interanuelle Zunahme von 6,4% bei YPF zurückzuführen. Die Gasförderung nahm im Vergleich im Mai gegenüber dem Vorjahr um 3,5% zu.

			***

			Das öffentliche Erdölunternehmen der Provinz Neuquén, Gas y Petróleo, hat zusammen mit der staatlichen Enarsa kürzlich nach Beendigung der Bohrarbeiten mit der Erdgasproduktion im Gebiet um Aguada del Chañar begonnen, berichtet das Planungsministerium. Die Erdgasförderung wird mit täglich 300.000 cbm, und die jährliche Ersparnis mit u$s 80 Mio. angegeben. 

			***

			Die AFIP unterschreibt am kommenden 1. August ein Abkommen mit Hong-Kong über Informationsaustausch. Diese Sonderverwaltungszone mit über 7 Mio. Einwohnern und Englisch als Amtssprache wird von der argentinischer Regierung als eine Steueroase definiert. Viele Personen und Unternehmen führen finanzielle Geschäfte über Hong Kong durch. Bislang gilt dieses Territorium als ein „nicht kooperierendes“ Gebiet in Steuerfragen, was bedeutet, dass eine Firma, die in Argentinien steuerpflichtig ist, nachweisen muss, dass das Geschäft mit einem Dritten abgeschloissen wurde und nicht ein Manöver zur Hinterziehung ist. Die Beweislast entfällt hier auf das Unternehmen und nicht auf die AFIP. Bereits vor zwei Jahren unterschrieben Argentinien und Hong Kong ein Zollabkommen; drei Jahren zuvor wurde ein Steuerabkommen mit der Volksrepublik China unterschrieben.

			***

			Die nationale Strassenbaudirektion (Dirección Nacional de Vialidad), die vom Planungsministerium abhängt, hat den Unternehmern, die Überlandstrassen bauen oder instand setzen, mitgeteilt, dass es unmittelbar keine neuen Ausschreibungen geben wird, und dass die Mittel für Strassenbauten, die sich in Gang befinden, in jedem Fall genehmigt werden sollen, was bedeutet, dass die Zahlungen nicht termingemäss erfolgen und gestreckt werden. Für den Bau neuer Strassen sind für dieses Jahr noch $ 12 Mrd. für Strassenbau und $ 3,65 Mio. für Instandhaltung vorgesehen, zu denen noch $ 4,1 Mrd. für die in Konzession von Privatunternehmen betriebenen Strassen kommen. Die Kürzung soll jetzt sehr drastisch sein. Wirtschaftsminister Kicillof scheint gemerkt zu haben, dass ihm das Geld nicht ausreicht und er ohnehin Schwierigkeiten hat, das hohe Defizit der Staatskasse zu finanzieren.

			***

			Die Stahlproduktion lag im Juni 2015 mit 444.600 Tonnen um 8,2% über Mai 2015, aber um 6,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Kammer der Stahlindustrie. Im ersten Halbjahr 2014 betrug die Produktion 2,43 Mio. t, 9,8% weniger als im Vorjahr. Die Produktion von warmgewalzten Stahlprodukten lag im Juni mit 388.400 t um 6,4% über Mai, aber um 13,8% unter Juni 2014. Der innerjährliche Rückgang ist nicht nur auf eine schwache Konjunktur, sondern auch auf höhere chinesische Lieferungen zurückzuführen.

			***

			Im Zeitraum Januar-Mai 2015 3,5% mehr Kraftstoffe als im gleichen Vorjahreszeitraum verkauft. Die Zunahme hat sich insbesondere beim Dieselöl bemerkbar gemacht, mit plus 4,3%. Unter den Marken führt YPF mit 59% Marktanteil, gefolgt von Axion (ehemals Esso) und Shell. 

			***

			Gute Nachrichten für die Hersteller von Spielwaren: bis zum Jahr 2021 wird im gesamten Mercosur der gemeinsame Aussenzolltarif i.H. von 35% für die Einführung von Spielzeugen chinesischer Herkunft verlängert. 

			***

			Die Immobilienkammer hat sich dafür ausgesprochen, die Geschäfte mit Cedines für den An- und Verkauf von Immobilien zu beschleunigen. Ein Vorschlag lautet, den Immobilienverkäufer nicht zu verpflichten, ein Bankkonto zu eröffnen. Die Unternehmer forderten darüber hinaus um eine Erweiterung des Programmes „Procrear“ für den Kauf von Neuwohnungen.

			***

			Im Streit zwischen der Republik Argentinien und den Geierfonds hat der Fonds NML, im Besitz von Paul Singer, vom zuständigen US-Richter Thomas Griesa beantragt, die neuen argentinischen Bonds der Serie „Bonar 24“, die auf Dollar lauten, als Teil der argentinischen Auslandsschuld zu behandeln und als solche in die Klausel pari passu einzubeziehen. Dadurch würde die Republik bei jeder Auszahlung von „Bonar 24“ gezwungen, den Wertpapierinhabern die sich den Umtäuschen von 2005 und 2010 nicht angeschlossen haben, im gleichen Verhältnis („pari passu“) zu zahlen. Vergangene Woche hatte der Fonds Aurelius eine ähnlichen Antrag gestellt. Doch der „Bonar 24“ ist der argentinischen Gesetzgebung unterstellt, so dass ein US-Urteil bestenfalls für die Bonds gilt, bei denen die Zinsen und Amortisationen in den USA gezahlt werden. 

			***

			Der Mindestlohn wurde letzte Woche um 28,5% erhöht, von $ 4.716 auf $ 6.060. Die Zunahme erfolgt in zwei Schritten: 18,5% ab 1. August, und 10% ab 1. Januar 2016. Arbeitsminister Carlos Tomada wies beiläufig darauf hin, dass der Mindestlohn in den letzten 12 Jahren, seit der Rat des Mindeslohnes zum ersten Mal einberufen wurde, um insegsamt 2.930% zugenommen hat. CFK erklärte danach, dass die Zunahme weit über den Preiszunahmen liegt, die das INDEC und auch private Wirtschaftler für diese Periode berechnen. Der Mindeslohn spielt meistens keine grosse Rolle, weil die Löhne, die in den Gesamtarbeitsverträgen festgesetzt werden, darüber liegen. Doch in bestimmten Gegenden des Landes, vornehmlich dem Norden, liegen die normalen Löhne gelegentlich unter dem Mindestlohn. Wie weit dieser Lohn dann effektiv gezahlt wird, oder diese Tätigkeiten auf die Schwarzwirftschaft übergehen, sei dahingestellt.

			*** 

			Die Gewerkschaft der Versicherungsbranche erreichte eine Lohnerhöhung von 31,5%, davon 20% ab 1. Juli und 11,5% ab 1. Oktober. Es handelt sich somit um einen weiteren Fall, der über der Richtlinie der Regierung von 27,8% liegt.

			***

			15.000 Auslandsösterreicherinnen und Auslandsösterreicher lebten zum Stichtag 1. Juli 2014 in Argentinien. Diese Zahl entspricht einer Quote von 2,7% aller im Ausland lebenden Österreicher. In keinem anderen Land Lateinamerikas leben so viele Österreicher wie hier. (Statistik Austria)

			***

			Die letzte Umfrage der Universität Di Tella zu den Inflationserwartungen der argentinischen Bevölkerung ergab als Durchschnittsvorstellung eine Jahresteuerung von 27,7%. Die Erwartungen sind gegenüber Juni um 2,8% zurückgegangen.

			***

			Angolanische Regierungsvertreter halten sich dieser Tage in Buenos Aires auf und verhandeln über strategische Abkommen in den Bereichen Fischerei und Aquakultur. Die Afrikaner zeigten Interesse in der Anschaffung von kleinen Fischerbooten, den Ankauf von Werkzeug für den Fischfang und für ein Beobachtungssystem für die Ortung von Fischschwärmen.

			***

			Der landesweite Stromverbrauch erreichte im Juni einen neuen Rekord und lag um 3,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. Das erste Halbjahr schloss mit einer innerjährlichen Zunahme um 5% auf 11.269,8 GWh, berichtet die darauf spezialisierte Fachstiftung Fundelec. In den Provinzen Santa Cruz und Misiones sei der Konsumanstieg am höchsten gewesen.

			***

			In der Gemeinde Florencio Varela, in Höhe von Km 34 an der Autobahn Buenos Aires - La Plata, wurde auf einem Gelände von 130 Hektar ein Technologiepark eröffnet. Unternehmen, die sich hier niederlassen, werden von den Steuern befreit, die von der Provinz Buenos Aires erhoben werden. Ausserdem geniessen diese Firmen eine Sonderbehandlung bei Ausschreibungen, die von der Provinz durchgeführt werden.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Nach mehr als 14 Jahren hat Siemens einen Rechtsstreit wegen mutmaßlicher Korruption mit dem mexikanischen Energiekonzern Pemex endgültig beigelegt. Das Konsortium Conproca aus Siemens und der südkoreanischen S.K. Engineering sowie Pemex unterzeichneten einen entsprechenden Einigungsvertrag, teilte der mexikanische Staatskonzern mit. Wegen der Modernisierung der Raffinerie Cadereyta hatten sich die Unternehmen einen jahrelangen Rechtsstreit geliefert. Unter anderem warf Pemex dem Konsortium Conproca vor, Mitarbeiter bestochen und überhöhte Rechnungen gestellt zu haben. Siemens soll seine Erlöse aus dem Cadereyta-Geschäft an eine Treuhandgesellschaft abführen. Damit werden dann Sozial-, Umwelt- und Antikorruptionsprogramme finanziert. (dpa)

			***

			Der Mengenumsatz der Mikro- und Kleinunternehmen in der Stadt São Paulo ist zum fünften Mal in Folge gesunken, zuletzt im Mai um 10,2% gegenüber dem gleichen Monat des Vorjahres. Der Rückgang der Kaufkraft der Bevölkerung hat den Konsum im Inland sinken lassen, das hat vor allem die Industrie (-17,4%), der Handel (-4,5%) und der Dienstleistungssektor (-13,6 %) zu spüren bekommen. (Brazil News)

			***

			Die schwache wirtschaftliche Leistung Brasiliens wird die Ergebnisse der brasilianischen Unternehmen noch mindestens bis Mitte 2016 negativ beeinflussen. Dieses Szenario wird begleitet von politischer Unsicherheit, Inflation und einer steigenden Unsicherheit vonseiten der Investoren. Davon geht die Ratingagentur Moody’s in einem aktuellen Bericht aus. Die Agentur erwartet, dass das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in diesem Jahr um 1,8% sinken und erst im kommenden Jahr wieder einen leichten Anstieg von 1% erleben wird. (Brazil News)

			***

			Der freisinnige Parlamentarier und Gründer der interparlamentarischen Gruppe Schweiz-Kuba, Hans-Peter Portmann, reichte am vergangenen 4. Mai eine parlamentarische Motion ein. Darin wurde die Intensivierung der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit auf den Gebieten der Wirtschaft, Forschung und Ausbildung gefordert. Bern wies den Vorschlag mit dem Argument zurück, dass sich der bilaterale Handel auf ein Minimalbetrag beschränkt. Er lag im Jahr 2014 bei Sfr. 31,2 Mio. für die Importe aus Kuba und bei Sfr.17,8 Mio. für die Exporte nach Kuba. (swissinfo.ch) 

			***

			In Venezuela steigt die Inflationsrate weiter, so dass das wirtschaftliche Studieninstitut CENDAS für Dezember mit einer Jahresinflation von ca. 200% rechnet. Gleichzeitig schätzt das Institut den BIP-Rückgang für dieses Jahr auf 7%. 

			***

			In Brasilien hat die Abwertung des Real (18% in diesem Jahr und 38% in 12 Monaten) und die Rezession dazu geführt, dass die Handelsbilanz im Juni 2015 einen Überschuss von u$s 4,4 Mio. erreichen konnte, der höchste der letzten 6 Jahre. Trotz ungünstiger Preise der wichtigsten Exportprodukte rechnet die Regierung für dieses Jahr mit einem Handelsbilanzüberschuss von u$s 10 Mrd.

			***

			Florierende Geschäfte in Lateinamerika haben den niederländisch-britischen Konsumgüterkonzern Unilever im ersten Halbjahr weiter vorangebracht. Der Umsatz kletterte in diesem Zeitraum um 12% auf 27 E Mrd., wie der Hersteller von Knorr-Tütensuppe, Magnum-Eis oder Dove-Duschgel mitteilte. Ohne den Einfluss von Währungseffekten sowie Zu- und Verkäufen betrug das Plus 2,9%. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Laboratorios Richmond

			Dieses Labor hat Schuldverschreibungen in Höhe von $ 20 Mio. platziert. Wie das Unternehmen weiter mitteilte, lagen die erhaltenen Angebote über eine deutlich höhere Summe. Das Kapital soll in 36 Monaten mit einem Zinssatz von 2,95% über die Badlar Rate zurückbezahlt werden. Mit den Geldern soll der Investitonsplan finanziert werden.

			Fogaba

			Der Garantiefonds der Regierung von Buenos Aires (Fogaba) hat im ersten Halbjahr Garantien über 34% mehr Kredite als im Vorjahr übernommen. Zwischen Januar und Juni wurden 5350 Garantien über $ 645 Mio. übernommen. Die Gelder wurden von 3500 kleinen und mittleren Unternehmern beantragt, die insgesamt 22.500 Personen beschäftigen.

			Newsan

			Dieses lokale Unternehmen, der grösste Fabrikant von elektrischen Haushaltsprodukten, hat ein Abkommen mit der US-Firma Hewlett Packard (HP) abgeschlossen, um in Argentinien Kleincomputer des Typs „Notebook“ der Marke Compaq in ihrem Montagewerk in Ushuaia zu erzeugen. Zu diesem Zweck hat die Firma u$s 3 Mio. investiert. Sie peilt einen Anteil von 15% an einem Markt von ca. 650.000 Einheiten pro Jahr an. Ausserdem hat Newsan bekanntgegeben, dass es jetzt Mobitelefone mit der Technologie G3 und G4 unter der eigenen Marke Noblex herstellen wird. Letztes Jahr hatte das Unternehmen begonnen, Mobiltelefone für Dritte zu montieren, der Marken LG, Huawei, Motorola und Alcatel. Dieses Jahr will Newsan zum grössten lokalen Fabrikanten von Mobiltelefonen aufsteigen.

			Perez Companc

			Das Holding der Familie Perez Companc übernahm für $ 900 Mio. die lokalen Aktiven von Skanska, das schwedische Bauunternehmen. Die Schweden hatten sich in den letzten Jahren aus dem Bereich der öffentlichen Bauten wegen eines Korruptionsskandals aus Argentinien zurückgezogen, aber sich auf das Geschäft im Bereich der Erdöldienstleistungen fokkussiert. Skanskas lokaler Umsatz im letzten Jahr lag bei $ 3 Mrd. Perez Companc, seinerseits, verkaufte sein Erdölgeschäft im Jahr 2002 an die brasilianische Petrobras, verliess dabei die Geschäfte rund um das Erdöl, und konzentrierte sich auf die Lebensmittelindustrie mit Schwerpunkt auf Molinos Rio de la Plata, das sie vom Konzern Bunge & Born kaufte. Dieses Unternehmen fakturierte im vergangenen Jahr ca. $ 28 Mrd.

			Rasic Hnos. - Cresta Roja 

			Dieses traditionelle Unternehmen der Geflügelwirtschaft hat zwei Werke in Ezeiza und Monte Grande geschlossen, und 3000 Mitarbeiter entlassen. Hintergrund der Aktion sind einerseits grosse finanzielle Probleme, und andererseits ein Konflikt mit der Gewerkschaft der Ernährungswirtschaft. Die Firma hatte beim Arbeitsministerium der Provinz Buenos Aires am 13. Juni vergangenen Jahres eine Krisenpräventivmassnahme beantragt, nachdem sie in Schwierigkeiten mit dem Export ihrer Produkte geraten war, u.a. wegen des zurückgebliebenen Wechselkurses und der Rezession in Brasilien. Ausserdem schuldet der Staat dem Unternehmen grosse Summen, vornehmlich im Zusammenhang mit Rückvergütungen der MwSt. Die Schulden von Cresta Roja belaufen sich aktuell auf fast $ 2 Mrd. Jedem Mitarbeiter schuldet das Unternehmen zwischen $ 18.000 und $ 20.000. Wenn die Regierung nicht eingreift und dabei auch finanzielle Mittel bereitstellt, wird dieses Unternehmen verschwinden, was auch bedeutet, dass die Kapazität für den Export von Geflügelfleisch beeinträchtigt wird. In diesem Fall wird die Präsenz des Staates, die CFK ständig hervorhebt, auf die Probe gestellt.
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			Die konfliktive Importliberalisierung

			Völlig überraschend hat Handelssekretär Augusto Costa in der Vorwoche bekanntgegeben, dass mit der Welthandelsorganisation vereinbart worden sei, die bestehenden Einzelgenehmigungen für sämtliche Importe ab Januar 2016 abzuschaffen. Es handelt sich dabei um die im Kürzel als DJNI (declaración jurada de necesidades de importación) bekannten Importanträge, die das Handelssekretariat und das Industrieministerium mit Verspätung genehmigen, bei der Kfz-Industrie und der elektronischen Feuerlandindustrie im Rahmen eines Kontingentes, und gelegentlich überhaupt nicht, oder bei Zahlung von Schmiergeldern. Mit den Problemen, die bei dieser Importliberalisierung auftreten, muss sich die nächste Regierung befassen.

			Eine zweite Importbremse besteht dann noch bei der Zentralbank, die jedem Importgesuch die Genehmigung für die Zahlung geben muss, wobei die ZB diese Genehmigungen in einem Ausmass erteilt, das mit dem Gleichgewicht der Zahlungsbilanz vereinbar ist, ohne Reserven zu opfern. Bei der Kfz-Industrie ist dabei schon eine Schuld entstanden, die auf über u$s 2,5 Mrd. beziffert wird. Über all dies sagte Costa jedoch nichts.

			Das System mit den DJNI kann von der WHO nicht genehmigt werden, weil es grundsätzlich gegen dessen Regelwerk verstösst. Die argentinische Regierung stand vor der Alternative, dieses System abzuschaffen oder von der WHO ausgeschlossen zu werden, was dann anderen Staaten erlaubt, ebenfalls Hemmungen für Importe aus Argentinien einzuführen. Offensichtlich wollte die Regierung nicht so weit gehen, die Beziehungen mit der WHO abzubrechen, obwohl dies eigentlich grundsätzlich nicht zu vermeiden ist, wenn das Schema der Abschottung gegenüber der Welt beibehalten wird, das zu den Grundpfeilern des „Modells“ gehört.

			Dieser streng verwaltete Import wird auch gegenüber den Mercosur-Partnern angewendet, obwohl es offen gegen den freien Handel ohne Zölle verstösst, der in diesem Fall gilt. Der Mercosur ist keine Freihandelszone, sondern ein gemeinsamer Markt zwischen Argentinien, Brasilien, Uruguay, Paraguay, seit einigen Jahren auch Venezuela (obwohl das Verfahren hier nicht abgeschlossen ist), und seit der Vorwoche auch Bolivien. Brasiliens Regierung hat bisher geduldet, dass die argentinischen Behörden sie so wie Drittländer behandeln, und hat dabei stillschweigend ebenfalls Importhemmungen für bestimmte Lieferungen von Argentinien eingeführt, wie es bei Äpfeln und Birnen bis vor kurzem der Fall war, was den Produzenten in Río Negro, Neuquén und Mendoza grossen Schaden zugefügt hat. Denn das Verbot wurde schliesslich aufgehoben, als das Obst schon gut vor zwei Monaten geerntet worden war. Die Mercosur-Partner, an erster Stelle Brasilien, haben schon angedeutet, dass sie die offene Verletzung der Spielregeln durch Argentinien nicht mehr lange dulden werden. Auch dieses Problem kommt auf die kommende Regierung zu.

			Staatssekretär Costa berief sofort Vertreter der Industrie zu sich, um ihnen die mit der WHO vereinbarte Entscheidung mitzuteilen, und sie aufzufordern, alternative Vorschläge für den Schutz der argentinischen Industrie vorzulegen. Dabei wurde das bestehende Antidumping-System erwähnt, das sich jedoch nur auf bestimmte Fälle bezieht. Die Unternehmer haben Costa vorerst keine Lösung gegeben. Im Prinzip befürworten sie freien Import für Rohstoffe und Zubehörteile, und Schutz bei fertigen Produkten. Doch dabei stellt sich auch das Problem mit Zubehörteilen, die auch in Argentinien hergestellt werden.

			Eine Importliberalisierung, die Industriebetriebe, die mit Importen konkurrieren, schädigt oder sogar zerstört, ist unerwünscht. Das erste, was hier getan werden muss, ist ein Abwertungssprung. Argentinien benötigt einen real relativ hohen Wechselkurs, den man gegenwärtig auf $ 11 bis $ 12 pro Dollar veranschlagen kann, was auch für die Landwirtschaft notwendig ist, wenn die Exportzölle beibehalten werden. Allein, ein Abwertungssprung wirkt sich sofort auf die internen Preise aus, senkt somit den Reallohn, und setzt die Gewerkschaften in Bewegung. Das erschwert politisch eine Entscheidung in diesem Sinn.

			Abgesehen davon wirken Importzölle als Schutz der Industrie. Der Höchstsatz, den Argentinien Anfang der 90er Jahre bei der WHO gemeldet hat, beträgt 35%, was im internationalen Vergleich hoch ist, umso mehr, wenn man bedenkt, dass noch Frachten hinzukommen, die bei Importen aus dem fernen Orient besonders ins Gewicht fallen. Ein Problem, das sich hier stellt, besteht darin, dass in vielen Fällen Preise angegeben werden, die nicht stimmen und weit unter den wirklichen liegen. Das Zollamt ist bei der Preiskontrolle überfordert, wobei auch hier Schmiergelder fliessen. Die zusätzliche prívate Kontrolle, die von Ende 1997 bis 2001 für zahlreiche Waren galt, bei denen Zweifel über den Preis bestehen, hat damals festgestellt, dass die angegebenen Preise oft nur einen Bruchteil der realen darstellten, so dass die Wirkung des Zolles praktisch verschwindet. Die Kontrolle wird durch den Umstand erschwert, dass ein gleiches Produkt, je nach Qualität, Marke und der konjunkturellen Lage, auf dem Weltmarkt sehr unterschiedliche Preise hat. Das Musterbeispiel sind Armbanduhren, bei denen die Preise von unter u$s 50 bis auf über u$s 3.000 gehen. Alle geben die Zeit genau so gut dar, aber einige sind eben besser, oder werden von den Konsumenten so eingestuft. Bei chemischen Produkten bestehen gelegentlich sehr hohe Preisunterschiede je nach Reinheitsgrad. In der Tat, kann die Kontrolle der beim Zollamt angegebenen Preise nur mit privater Unterstützung wirksam sein. Ebenfalls dienen Abkommen über Informationsaustausch mit den Lieferstaaten zu diesem Zweck, so dass der angegebene Exportpreis, der meistens richtig ist, mit dem hier angegebenen Importpreis verglichen werden kann.

			Doch darüber hinaus müssten in einigen Fällen Quoten zugelassen werden, wie sie seinerzeit mit Brasilien für Schuhe u.a. Produkte eingeführt wurden. Obwohl die WHO Kontingente prinzipiell nur für kurze Perioden duldet, bestehen sie in den USA für viele Produkte seit vielen Jahren, so bei Rindfleisch, wo unlängst eines für der Import von gekühltem und gefrorenem Rindfleisch aus Argentinien eingeführt wurde. Auch die EU hat bei Rindfleisch Quoten, einmal die sogenannte Hilton-Quote und seit ca. zwei Jahren auch eine für Fleisch von Rindern, die in feed-lots gemästet wurden. Die argentinische Regierung sollte bei der WHO vorstellig werden, damit eine allgemeine Regelung für die Begrenzung von Importen durch Quoten geschaffen wird. Das würde Argentinien erlauben, bestimmte konfliktive Fälle zu lösen.

			Bei der WHO sollte die argentinische Regierung dann noch andere Themen vorbringen, an erster Stelle die hohen Differenzialzölle, die zwischen Rohstoffen und dem fertigen Industrieprodukt bestehen. Wenn der bestehende Zollsatz bei Importen von Speiseöl, Leder u.a Produkten nur auf den Zusatzwert bezogen wird, der beim industriellen Produkt geschaffen wird, dann gelangt man auf Zollsätze von über 100%, also viel mehr als sich die EU gegenüber der WHO verpflichtet hat. Wenn die argentinische Regierung Klagen in diesem Sinn bei der WHO vorlegen würde, dann hätte sie auch ein Argument, um ähnliche Importhemmungen beim Import von EU-Produkten zu rechtfertigen. Die passive Haltung der argentinischen Behörden, nicht nur unter den Kirchners, sondern auch vorher, ist unbegreiflich. Die Regierung würde auf diesem Gebiet mit der Unterstützung vieler anderer Länder rechnen, u.a. die Kakaoproduzenten, die auch diskriminiert werden, weil Schokolade einen höheren Zoll hat, der bezogen auf den Zusatzwert auch über 100% ausmacht.

			Die Aufgabe der direkten Importverwaltung, zu der sich Argentinien jetzt verpflichtet hat, hat weitreichende Konsequenzen für die nächste Regierung, über die sich die Kandidaten und ihre Wirtschaftsberater schon jetzt Gedanken machen sollten. Denn hier geht es nicht nur um den Schutz der lokalen Industrie, sondern um die Zahlungsbilanz. In der gegenwärtigen Lage braucht Argentinien einen relativ hohen Überschuss bei der Handelsbilanz, der im Wesen durch höhere Exporte erreicht werden muss. Zunächst müssen die Exportkontingente bei Weizen, Mais und Rindfleisch abgeschafft werden, dann müssen die Exportzölle für Industrieprodukte und auch Landwirtschaftsprodukte ausserhalb der Pampa-Gegend abgeschafft und die anderen verringert werden, und dann muss eine aktive Exportpolitik eingeleitet werden, bei der die Regierung und Unternehmer eng zusammen arbeiten.

			Im Zusammenhang mit der Problematik, die beim Handel mit der EU besteht, muss auch erwähnt werden, dass seit vielen Jahren über ein Freihandelsabkommen zwisschen dem Mercosur und der EU gesprochen wird. Es sind keine echten Verhandlungen, sondern vorerst nur gute Absichten. Brasiliens Regierung setzt sich in letzter Zeit intensiver für dieses Abkommen ein, während Argentinien nicht offen dazu Stellung bezieht. Ein Freihandelsabkommen würde das Problem der Importliberalisierung verschärfen, da dann viele Industrieprodukte zollfrei eingeführt werden. Für Argentinien käme höchstens eine beschränkte Liberalisierung der Importe aus der EU in Frage, wobei diese gleichzeitig den Import landwirtschaftlicher Produkte aus Argentinien liberalisieren und die Zolldifferenzen zwischen Rohstoffen und den mit ihnen erzeugten Industrieprodukten stark verringern müsste. Es fällt auf, dass dieses Thema weder von der Regierung noch von der Privatwirtschaft erwähnt wird. Man sollte sich gewiss Gedanken über dies machen, um eine klare Position festzulegen. Will man ein Freihandelsabkommen Mercosur-EU oder nicht? Und wenn ja, dann muss man sich im Klaren seit, auf welche konkreten Aspekte es sich bezieht.

			Grundsätzlich erfordert die Importliberalisierung eine Lösung des Zahlungsbilanzproblems, was sich im Wesen auf die Überwindung der bestehenden Konflikte mit Gläubigern u.a. bezieht. Wenn die Devisenbewirtschaftung nicht ganz aufgehoben wird, also auch beim Kapitaltransfer, werden stets Probleme entstehen, die auch die Importliberalisierung betreffen.
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			Das versteckte Vermögen der Argentinier

			Die Menschen, die in Argentinien wohnhaft sind, haben gemäss der jüngsten Berechnung der Zentralbank, zum 31. Dezember 2014, direkt oder über Unternehmen, ein Vermögen von u$s 190,67 Mrd., in Form von Bardollar (im Banksafe oder zu Hause), sowie Bankguthaben und Immobilien u.a Anlagen im Ausland. Davon ist nur der geringste Teil beim lokalen Steueramt angegeben. Ein Jahr zuvor, am 31.12.2013, waren es u$s 183,49 Mrd., was im letzten Jahr eine Zunahme um u$s 7,18 Mrd., gleich fast 4%, entspricht. Ende 2003 waren es nur u$s 93 Mrd., so dass unter den Kirchners um die u$s 100 Mrd. hinzugekommen sind.

			Die gesamten argentinischen Auslandsaktiven betrugen zum 31.12,2014 u$s 271,96 Mrd., von denen 12%, gleich u$s 31,41 Mrd., auf Reserven der ZB entfallen, 13% auf direkte Investitionen, einschliesslich Immobilienkäufen im Ausland, was u$s 36,15 Mrd. ausmacht, und der Rest von u$s 204,40 Mrd. entfällt auf Guthaben in fremden Währungen, vornehmlich Dollar und Euro, Bankdepositen im Ausland, Exportkredite, und Wertpapiere verschiedener Art. Wenn man die ZB-Reserven und die Exportkredite bei Seite lässt, dann verbleibt der oben angegebene Betrag von u$s 190,67 Mrd.

			Die Zahlen der ZB über das prívate Vermögen in Dollarnoten und Anlagen im Ausland beruhen zum grossen Teil auf der Differenz, die sich bei der Zahlungsbilanz bei den Deviseneinnahmen und –ausgaben ergibt, die über Banken vollzogen werden. Doch diese Beträge werden zu einem grossen Teil nicht gehortet, wie es die ZB annimmt, sondern für allerlei Zahlungen eingesetzt, besonders der Preisdifferenzen, die bei Importen bestehen. Bei einheitlichem Wechselkurs, wie er bis vor einigen Jahren bestand, findet bei vielen Importen eine hohe Unterfakturierung statt, um Zoll und Steuern zu sparen. Diese Differenz, die oft auffallend hoch ist, wird dann mit anderen Mitteln im Ausland gezahlt. Ebenfalls werden Devisenguthaben im Ausland für Ausgaben von Touristen u.a. Zahlungen eingesetzt. Wie weit der argentinische Besitz in Punta del Este bei der Vermögenserklärung gegenüber der AFIP voll angegeben wird, sei dahingestellt. Vor einigen Jahrzehnten war der allergrösste Teil schwarz, so dass im Scherz von „Black City“ die Rede war.

			Schliesslich werden Auslandsguthaben auch von Exporteuren eingesetzt, um Klagen der Kunden zu befriedigen. Wenn ein Warenexport Defekte hat, und der Kunde protestiert, zahlt ihm der Exporteuer einen Betrag, selbstverständlich meistens nur, wenn die Klage gerechtfertigt ist. Theoretisch könnte diese Zahlung auch über die ZB abgefertigt werden. Aber in der Praxis ist das Verfahren so kompliziert, dass der Exporteur darauf verzichtet.

			Man kann somit davon ausgehen, dass das argentinische Auslandsvermögen viel geringer ist, als es die ZB angibt. Eventuell liegt es unter u$s 100 Mrd. Dennoch handelt es sich um einen hohen Betrag. Das Schatzamt der USA hat vor einigen Jahren geschätzt, dass die Guthaben in Dollarnoten in Argentinien bei u$s 40 Mrd. liegen, wobei nur Russland einen höheren Betrag aufwies.

			Die argentinischen Regierungen bemühen sich periodisch, über Weisswaschungen die Inhaber der schwarzen Vermögen zu verleiten, sie anzugeben und dann in Argentinien anzulegen. Die Regierung von CFK hat dies auch getan, mit den CEDIN-Zertifikaten und den BAADE-Bonds. Bei den CEDIN wird auf diese Weise ein lokaler Immobilienkauf mit schwarzem Geld legalisiert, und bei den BAADE handelt es sich um Finanzierung für YPF u.a. Energieunternehmen. Die Regierung setzte sich dabei ein Ziel von u$s 4 Mrd., erreichte jedoch nicht einmal die Hälfte davon. Dabei war die Vermögenslegalisierung dieses Mal unentgeltlich, während bei vorangehden Gelegenheiten immer eine Steuer erhoben wurde. Es besteht eben ein grosses Misstrauen in diese Regierung, wobei ausserdem derjenige, der einen höheren Betrag auf diese Weise weisswäscht, dann Gefahr läuft, vom Steueramt unter die Lupe genommen zu werden, weil man vermutet, dass er weiter ein schwarzes Einkommen hat. Ebenfalls wirkt die Vermögenssteuer („Steuer auf persönliche Güter“) abschreckend, die es in den USA u.a. Ländern nicht gibt.

			Für die kommende Regierung bietet sich hier eine Möglichkeit, zur Lösung der schwelenden Zahlungsbilanzkrise beizutragen. Periodische Weisswaschungen gehören in einer Wirtschaft mit einem grossen schwarzen Bereich zum System. Dass ca. ein Drittel der Beschäftigen schwarz arbeitet, ist ein deutliches Zeichen dieser enormen Schwarzwirtschaft. Auch die Tatsache, dass bei der MwSt nur etwa zwei Drittel des theoretischen Betrages eingenommen werden, zeugt von dieser bedeutenden Schwarzwirtschaft. Wenn es keine periodischen Weisswaschungen gibt, dann kann dieses Geld nicht lokal angelegt werden, oder eben nur im schwarzen Bereich, was bei grösseren Beträgen riskant ist.

			Eine Möglichkeit, die Inhaber von Bardollar zu verleiten, sie bei einer lokalen Bank in Dollar zu deponieren, besteht in der Weisswaschung dieser Anlagen und einem höheren Zinssatz, wozu den Banken erlaubt werden muss, Dollarkredite für andere Zwecke als nur für Geschäfte zu erteilen, die mit dem Aussenhandel verbunden sind. U.a. sollte an Dollarhypotheken gedacht werden.

			Eine Weisswaschung wird jedoch sofort politisiert, mit Oppositionsstimmen u.a., die darauf hinweisen, dass dies moralisch nicht zu rechtfertigen sei. Das stimmt, aber Wirtschaft und Moral sind eben zweierlei. Bei der kommenden Regierung würden dabei noch weitere Bedenken aufkommen, besonders, dass die Mitgliedern der Kirchner-Regierungen, die ein hohes schwarzes Vermögen angehäuft haben, nicht bestraft werden. Man müsste somit Staatsbeamte u.a. spezifisch ausschliessen.

			Schliesslich wird eine Weisswaschung auch im Zusammenhang mit dem Drogenhandel beanstandet. Die oberen Händler verdienen Riesensummen, und haben weltweit Schwierigkeiten, sie zu legalisieren, was die Gefahr mit sich bringt, dass diese Gelder und dann auch ihr Ursprung entdeckt werden. Eine Weisswaschung in Argentinien würde diesen Verbrechern eine Lösung bieten, was nicht sein sollte. Dabei könnten Drogenhändler einen zunehmenden Anteil an lokalen Unternehmen und auch an Immobilien übernehmen, also zunehmend als grosse Kapitalisten in Argentinien auftreten, und das ist gewiss unerwünscht. Deshalb muss eine Weisswaschung prinzipiell nur für diejenigen gelten, die seit Jahren hier die Gewinnsteuer zahlen, wobei der Betrag, dessen Legalisierung erlaubt wird, im Verhältnis zu dem beim Steueramt angegebenen Einkommen und Vermögen des Betreffenden stehen müsste. Allein, all dies sind Details, über die Steuerexperten und Ökonomen nachdenken müssten. Denn die Überwindung der Zahlungsbilanzkrise hat erste Priorität, und wenn eine Weisswaschung dazu beiträgt, sollte sie nicht von vorne herein wegen moralischer Vorurteile ausgeschlossen werden.

		

	